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Führungstrio stellt sich vor
Generations-
wechsel: Nach-
dem Winfried
Annacker No-
velis Göttingen
verlassen hat
und Stefan Erd-
mann und Klaus

von Stumberg die Geschäfte
führen, ist Wolfram Joos (Fo-
to) nun neuer Personalchef.

Reinigung und Entwässerung
Die Göttinger Stadtreinigung
und Stadtentwässerung sollen
fusionieren. Das schlägt die
Verwaltung nach einer geschei-
terten Besetzung des Chefpo-
stens der Stadtreinigung vor. 

Fusion geplant 9

Teddybären-Ausstellung
Im Celler Bomann-Museum
gibt es bis März 2008 eine bä-
renstarke Ausstellung: Minde-
stens 2000 Teddybären zeigen,
dass sie nicht nur Spielzeug sind.

Ausflugstipps 14

„Ritter Rost“ begeistert
Ein Gastspiel gab die „Leuch-
tende Augen Produktion“ mit
dem Musical Ritter Rost in der
Göttinger Stadthalle und
sorgte mit einem bunten Stück
für leuchtende Kinderaugen.  

Musical für Kinder 15

Formation trainiert für 2. Liga
Trainer Markus
Zimmermann
bereitet die in
die 2. Bundesliga
aufgestiegene
Standardforma-
tion des TSC
Schwarz-Gold

intensiv auf den Saisonstart am
12. Januar 2008 in 2. Bundesliga
vor.

Tanzen 23

Novelis 7

Matthias folgt Steiner nach
Prof. Chri-
stoph Matthias
(Foto) ist neuer
Direktor der
Abteilung
Hals-Nasen-
Ohrenheilkun-
de an der Uni-

versitätsmedizin Göttingen.
Er übernimmt das Amt von
Prof. Wolfgang Steiner.

Neuer Direktor 22

Niedersächsische Morgenpost • Göttinger Zeitung seit 1889

Friedland. Mit ihren
ersten Liedern in
deutscher Sprache
haben die Kinder der
Spätaussiedlerfami-
lien im Grenzdurch-
gangslager Friedland
die traditionelle
Weihnachtsfeier mit-
gestaltet. 500 Men-
schen leben derzeit
im Integrationszen-
trum, darunter rund
120 Kinder. Sie
konnten aus den
Händen der Aussied-
lerbeauftragten von
Bund und Land,
Christoph Bergner
und Rudolf Götz,
Geschenke entgegen
nehmen. Zugleich
machte Bergner
Hoffnung auf baldi-
gen Nachzug von
Ehegatten.� Seite 12

Hoffnungsbotschaft für Aussiedler

Bescherung in Friedland: Christoph Bergner (li.) und Rudolf Götz verteilen Geschenke an 120 Kinder. Mischke

Göttingen. Der US-Ame-
rikaner Jahmar Thorpe ver-
tritt die BG 74 am 19. Janu-
ar 2008 beim 20. Allstar
Day der Basketball-Bun-
desliga in der Mannheimer
SAP Are-
na. Der
23-jährige
Flügel-
spieler
wurde von
den Fans
per Inter-
net-Vo-
tum für
den Start
bei den
Offenen Deutschen Dun-
king-Meisterschaften no-
miniert. Beim Allstar Game
Nord gegen Süd kam kein
BG-Akteur in die engere
Wahl. � Seite 23

Thorpe beim
Allstar-Day

Jahmar Thorpe

Im Tagesverlauf setzt sich die
Sonne durch. Nur örtlich
bleibt es trüb. Schwacher Ost-
wind bei Werten bis 4 Grad.
Nachts um -4 Grad. Stellen-
weise halten sich morgen noch
dichte Wolken.

Wetter 22© fh '98
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Berlin (rtr). Fast zwei Jahr-
zehnte nach dem Eisernen
Vorhang fallen die letzten
Grenzkontrollen zwischen
Deutschland und den osteuro-
päischen EU-Mitgliedern. Auf
der gesamten Länge der deut-
schen Ostgrenze sind mit der
Erweiterung des Schengen-
Raums in der vergangenen
Nacht die Passkontrollen abge-
schafft worden. Die neuen
Schengen-Staaten sind Polen,
Tschechien, die Slowakei, Slo-
wenien, Ungarn, Estland, Lett-
land, Litauen und Malta. 

Politiker und Polizeigewerk-
schaft kritisierten erhebliche
Schwachpunkte unter ande-
rem bei der Kontrolle der neu-
en EU-Außengrenze mit Russ-
land, Weißrussland und der
Ukraine. Schlepperbanden
könnten aktiv werden, mahnte
der stellvertretende Unions-
fraktionsvorsitzende Wolf-
gang Bosbach in der „Neuen
Osnabrücker Zeitung“. Dage-
gen erklärte EU-Kommis-
sionspräsident José Manuel
Barroso, Europa werde siche-
rer. Die neuen Schengen-Län-
der hätten die Maßnahmen an
den Außengrenzen, bei Vi-
sumpolitik, Datenschutz und
polizeilicher Zusammenarbeit
verbessert.

Grenzen nach
Osteuropa
sind offen

Die Fluggesellschaften in der
Europäischen Union sollen
künftig einen Beitrag zum Kli-
maschutz leisten. Die EU-Um-
weltminister beschlossen ge-
stern Abend in Brüssel, den
Flugverkehr ab 2012 in den
Emissionshandel einzubezie-
hen. Für Fluggäste könnte dies
zu höheren Preisen führen.

VON RALF VOLKE,
HANNOVER/BRÜSSEL

Für einen Hin- und Rückflug
innerhalb der EU werden

höhere Ticketpreise von bis zu
neun Euro erwartet, für einen

Transatlantikflug bis zu 40 Eu-
ro. Bundesumweltminister Sig-
mar Gabriel hält es wegen der
zu erwartenden Effizienzsteige-
rung aber auch für möglich, dass
die Regelungen keine Auswir-
kungen auf die Ticketpreise ha-
ben werden.

Fluggesellschaften haben
künftig nur noch die Berechti-
gung, eine bestimmte Menge an
Kohlendioxid (CO2 ) auszusto-
ßen. Benötigen sie mehr, müs-
sen sie die zusätzliche Menge
von Konkurrenten hinzukaufen.
Die Gesamtmenge hingegen
darf nicht steigen und wird in
Höhe des Durchschnittsver-

brauchs der Jahre 2004 bis 2006
gedeckelt. Später soll diese Ge-
samtmenge allmählich sinken.
Da aber auch künftig mit einem
wachsenden Flugverkehr zu
rechnen ist, wird ein erheblicher
Innovationsschub für ver-
brauchsärmere Flugzeuge er-
wartet. Zusätzlich Verschmut-
zungsrechte können Fluggesell-
schaften allerdings erwerben,
wenn sie an anderer Stelle für
einen geringeren Ausstoß des
Treibhausgases CO2 sorgen. 

Hintergrund der Regelung ist
der massiv wachsende Flugver-
kehr. In Europa hat sich das
Aufkommen seit 1990 in etwa

verdoppelt. Probleme könnte es
für die EU mit Fluggesellschaf-
ten aus Drittländern geben.
Nach dem Willen Brüssels sol-
len auch sie in den Emissions-
handel einbezogen werden,
wenn sie europäische Flughäfen
ansteuern. Die USA haben für
diesen Fall bereits mit einer
Klage vor der Welthandelsorga-
nisation gedroht. Auch Flugge-
sellschaften haben Widerstand
angekündigt. Gabriel zeigte sich
aber zuversichtlich, dass die
EU-Regelungen Bestand haben
werden. Im Umweltministeri-
um sprach man von einer
„Punktlandung“. � Seite 4

EU verlangt Klimaschutz beim Fliegen
Preise für Tickets könnten steigen / Gabriel feiert „Punktlandung“

VON HEINRICH THIES, HANNOVER

Immer mehr Muslime in
Deutschland  sind bereit, mit

Gewalt gegen Andersgäubige
zu kämpfen. Zu diesem Ergeb-
nis kommt eine Studie des
Bundesinnenministeriums. Be-
sonders Jugendliche fühlen sich
danach in wachsender Zahl is-
lamistischen Hasspredigern
verbunden. 44 Prozent der ju-
gendlichen Muslime in
Deutschland hängen laut Stu-
die „fundamentalen Orientie-
rungen“ an, und fast jeder Vier-
te begrüßt Gewalt, wenn sie der
islamischen Gemeinschaft

dient. Beängstigend ist, dass
fast jeder zweite junge Muslim
in Deutschland dieser Aussage
zustimmt: „Muslime, die im
bewaffneten Kampf für den
Glauben sterben, kommen ins
Paradies.“

Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) sieht
sich in seinen Mahnungen be-
stätigt. Die 515 Seiten umfas-
sende Erhebung gelangt nach
den Worten Schäubles  zu dem
„besorgniserregenden Ergeb-
nis, dass sich in Deutschland
ein ernstzunehmendes islami-
stisches Radikalisierungspoten-
zial entwickelt hat“.  

Die Hamburger Sozialfor-
scher Peter Wetzels und Ka-
trin Brettfeld stellen fest, dass
44 Prozent der in Deutschland
lebenden Muslime fundamen-
tal orientiert sind. Ein hoher
Anteil der Befragten lässt
Zweifel am Wert der westli-
chen Gesellschaften durch-
blicken, jeder dritte befürwor-
tet die Todesstrafe. Immerhin
14 Prozent der deutschen
Muslime stehen laut Studie
mit der Rechtsstaatlichkeit auf
Kriegsfuß und bekunden eine
Distanz zur Demokratie.

Die aktuelle Studie bestä-
tigt, dass  Arbeitslosigkeit und

mangelnde Bildung die Radi-
kalisierung befördert. Mit Sor-
ge registrieren die Autoren
aber auch, dass besonders an-
gehende Akademiker anfällig
für die Parolen der Hasspredi-
ger sind. Ein Viertel der mus-
limischen Studenten sind nach
der Erhebung „latent radikali-
sierungsgefährdet“. 

„Die große Mehrheit der
deutschen Muslime lehnt isla-
mistischen Terror aber ab“,
betont Wetzels. „Mehr als 92
Pozent meinen, Terroran-
schläge im Namen des Islam
seien eine Sünde und  Beleidi-
gung Gottes.“ 

Neue Studie: Junge Muslime neigen zur Gewalt 
Anhänger des Islam beunruhigen die Politik: 44 Prozent folgen „fundamentalen Orientierungen“ 

Berlin (dpa). Heizen und
Warmwasser werden nach An-
sicht des Deutschen Mieter-
bundes 2008 teurer. „Ein Ende
dieser Preisspirale ist nicht in
Sicht“, sagte Mieterbund-Prä-
sident Franz-Georg Rips bei
der Vorstellung des neuen Be-
triebskostenspiegels. „2007
sind allein die Ölpreise um fast
25 Prozent gestiegen.“ Viele
Gasversorger haben erhebliche
Preiserhöhungen angekündigt. 

Mieterbund: 
Kosten steigen 

Nürnberg (dpa). Nach der
Senkung der Arbeitslosenbei-
träge zum neuen Jahr wird die
Bundesagentur für Arbeit (BA)
2008 erstmals wieder in die
Verlustzone rutschen. Der
Vorstand rechne mit einem
Fehlbetrag von rund fünf Mil-
liarden Euro, teilte ein Spre-
cher am Donnerstag mit. Der
Verlust werde mit Rücklagen
aus Gewinnen in den Vorjah-
ren ausgeglichen. 

BA rutscht 
in Verlustzone

Demonstration von jungen
Muslimen in Berlin im vergan-
genen Jahr. ap

Karlsruhe (rtr). Die Betreu-
ung von etwa sieben Millio-
nen Hartz-IV-Empfängern
muss neu geregelt werden.
Die 2005 inkraft getretene
Arbeitsmarkt- und Sozialre-
form verstößt in Teilen ge-
gen das Grundgesetz, wie
das Bundesverfassungsge-
richt entschied. Die Zusam-
menlegung der Aufgaben
der Bundesagentur für Ar-

beit und der Kommunen in
gemeinsamen Arbeitsge-
meinschaften (Arge) sei ver-
fassungswidrig, entschieden
die Richter. Zwar darf der
Bund den  Kommunen eine
Beteiligung an der Grundsi-
cherung  für Arbeitslose vor-
schreiben, muss aber die
konkrete  Aufgabenvertei-
lung bis Ende 2010 neu re-
geln. � Seiten 4, 13

Karlsruhe kippt Hartz-Gesetz
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Rosdorf (ft). Für den Bundes-
vorsitzenden der Grünen,
Reinhard Bütikofer, ist nicht
nur klar, dass man ökologisch
wirtschaften und wachsen
kann, sondern noch viel weiter-
gehender, dass es „nur noch
Fortschritt auf Basis ökologi-
schen Wirtschaftens gibt“.
Diese Erkenntnis habe sich
noch nicht überall durchgesetzt
und müsse offensiv vertreten
werden, forderte der Grünen-
Chef am Mittwochabend in
Rosdorf. 

Es gebe wenig Chancen, sich
in der Klima-Debatte durchzu-
setzen, wenn es nicht gelinge,
dies deutlich zu machen, ver-
wies Bütikofer auf Erfahrungen
bei der UN-Klima-Konferenz
in Bali. Dort sei viel darüber
geredet worden, wer welche
Lasten trage, aber wenig dar-
über, dass es auch Chancen ge-
be. Es gehe nicht darum, Öko-
Nutzen gegen Wohlstandsver-
lust abzuwägen: „Das ist die
völlig falsche Denkweise.“ 

Als Beleg führte Bütikofer ei-
ne Studie der Uni Kassel an.
Mit praktischen, handhabbaren
Maßnahmen von Gebäudeer-
neuerungsprogramm bis
Übungsplatz für Handwerker
gebe es danach ein Potenzial
von 20 000 Arbeitsplätzen in
Nordhessen. Mittlerweile sei
auch der Handwerker in Ober-

ammergau nicht nur für die
CSU gesprächsbereit. Bütiko-
fer kritisierte den Wi-
derstand in Deutsch-
land gegen neue EU-
Richtlinien für die Au-
to-Industrie durch die
„Lobbyisten Merkel
und Gabriel“. Wenn
die Auto-Industrie sich
nicht auf ihre Ingenieure ver-
lasse, sondern auf Lobbyisten,
fahre sie in zehn Jahren „in den
Schacht“. 

Märkte können sich nicht
von selbst regeln, sagte Viola

von Cramon-Tauba-
del. Die Politik müsse
Vorgaben machen. Die
37-jährige Agrarwis-
senschaftlerin aus Bö-
singhausen, die im
Wahlkreis 15 für den
Landtag kandidiert,

moderierte die Debatte über
neue Arbeitsplätze durch er-
neuerbare Energien in der
Region. 

Jörg Klapproth, Geschäfts-
führer der Windkraft Diemar-
den Gesellschaft, sprach sich da-
für aus, auch im Binnenland hö-
here Windkraftanlagen zuzulas-
sen und nicht wie im Landkreis
auf 100 Meter zu begrenzen.
Zwei moderne Windräder
könnten alle bestehenden erset-
zen und Strom für die gesante
Gemeinde Gleichen produzie-
ren. Aber es gebe leider einen
Landrat, „der nichts schlimmer
findet als Windräder“.

Auto-Industrie soll sich auf Ingenieure verlassen
Grünen-Vorsitzender Reinhard Bütikofer sieht ökologische Wende als Wachstumsmotor 

ANZEIGE

ANZEIGE

Christoph Bergner (CDU), Be-
auftragter der Bundesregie-
rung für Aussiedlerfragen, hat
bei der Weihnachtsfeier im
Grenzdurchgangslager Fried-
land den durch das neue Aus-
länderrecht zerrissenen Spät-
aussiedlerfamilien wieder
Hoffnung gegeben. Wenig-
stens in Familien mit kleinen
Kindern dürfen die Ehepartner
ohne Sprachtest nachkommen.

Friedland (ck). Weihnachten
werden sie noch allein verbrin-
gen: die Spätaussiedlerfamilien
in der neuen Heimat in
Deutschland, die russischen
Ehepartner – Mütter, Väter,
Gatten oder Schwiegerkinder
– auf gepackten Koffer noch in
Sibirien, der Ukraine, Kasach-
stan oder Usbekistan. Schuld
ist das am 14. Juni vom Bun-
destag beschlossene neue Aus-
ländergesetz, das weder Rück-
sicht nimmt auf deutschstäm-
mige Zuzügler noch eine
Übergangsfrist einräumt. Seit-
her dürfen Ehepartner der
übergesiedelten Deutschen
nicht mehr im Zuge der Fami-
lienzusammenführung nach-
reisen, wenn sie keinen
Deutschtest bestanden haben. 

Weil diese neue Gesetzesla-
ge bis weit in den Sommer hin-
ein nicht bekannt war, kamen
viele hundert Menschen nach
Deutschland und erfuhren erst
hier, dass ihr Partner nicht
nachkommen darf (Tageblatt
berichtete). Wie viele Familien
betroffen sind, weiß niemand.
Die meisten wurden in die
neuen Wohnorte in ganz
Deutschland verteilt. Auf Ta-
geblatt-Frage räumte der Prä-
sident des Bundesverwaltungs-
amtes, Jürgen Hensen, ein, die
Zahl nicht zu kennen. Gelöst
sei noch kein einziger Fall. Er
spricht von „Einzelfällen“. 

Kinder und Behinderte

Die Landsmannschaft der
Deutschen aus Russland hat
aber allein für Niedersachsen
100 Fälle dokumentiert. Mut-
maßlich sind es insgesamt 250
bis 400. Eine Größenord-
nung, die „integrationspoli-
tisch verkraftbar sein müsste“,
sagte Innenausschussvorsit-
zender Sebastian Edathy
(SPD) am Mittwoch und ver-

sprach, dem Innenminister zu
schreiben.

Gestern nun brachte der
Aussiedlerbeauftragte Bergner
die Kunde, dass die Innenmini-
sterkonferenz am 6. Dezember
eine Teillösung mit dem Aus-
wärtigen Amt vereinbart habe,
die jetzt per Runderlass be-
kanntzumachen sei. Diese sei
für ihn, so Bergner, „aber noch
nicht ausreichend“. Danach soll
der Zuzug ohne Sprachprüfung
für ausländische Ehepartner für
Familien mit minderjährigen
Kindern gelten. Außerdem für
Personen mit Behinderungen
und jene, deren Aufnahmebe-
scheid vor dem 25. Mai eintraf.

Russlanddeutschen wie Lydia
Denissenko, die fünf Tage vor
der Gesetzesänderung in
Deutschland eintraf und deren
schwer herzkranker Mann al-
lein in Kasachstan auf ein Vi-
sum wartet, wird das kaum hel-
fen. Krankheit ist kein Aner-
kennungsgrund. Und so bela-
gerten gestern rund 25 Ange-
hörige mit Partnern in der Fer-
ne den Mann aus Berlin – ein
jeder ein Einzelschicksal.

Zum Fest ein Funken Hoffnung für Familien
Bergner kündigt Teillösung für Nachzug der Spätaussiedler-Ehepartner an

Erneuerbare Energien als Wachstumsmotor: Jörg Klapproth, Folker Roland, Viola von Cramon-
Taubadel, Reinhard Bütikofer und Claudio Fischer-Zernin-Schmitt (v.l.). Mischke

Friedland
Rosdorf

Jürgen Gückel (ck) 0551/901-734

Andreas Fuhrmann (afu) 0551/901-743

lokales@goettinger-tageblatt.de

Erstaufnahme im Bundesverwaltungsamt: Präsident Jürgen Hensen, Leiter Joachim Mrugalla, SPD-
Geschäftsführer Thomas Oppermann und Innenausschussvorsitzender Sebastian Edathy (v. l.). PH

Das Bundesverwaltungs-
amt will die derzeit 92

Arbeitsplätze in seiner Au-
ßenstelle im Grenzdurch-
gangslager Friedland langfri-
stig sichern und sie trotz im-
mer weiter abnehmenden
Zustroms von Spätaussiedler
mit anderen Aufgaben ausla-
sten. Das ist das Ergebnis ei-
nes Treffens des Präsidenten
Jürgen Hensen mit dem
Vorsitzenden des Innenaus-
schusses des Deutschen Bun-
destages, Sebastian Edathy
(SPD), und Thomas Opper-
mann, parlamentarischer
Geschäftsführer der SPD. 

Zusammen mit Friedlands
Bürgermeister Andreas
Friedrichs (SPD) informier-
ten sich die Parlamentarier
über die Arbeit des Amtes.
Nur noch etwa die Hälfte

der 92 Bundesbediensteten
kümmert sich um die Ein-
bürgerung von Spätaussied-
lern. In diesem Jahr wird mit
weniger als 6000 Aufnahmen
gerechnet. Mitte Dezember
waren es gut 5800.

Der Rest der Mitarbeiter
wird mit der vom Bundes-
verwaltungsamt in Köln
übernommenen Aufgabe der
Rückforderung von Bafög-
Krediten beschäftigt. Sehr
flexibel, so Hensen, habe
sich das Personal in die neue
Aufgabe eingearbeitet.

Neben den Bundesbedien-
steten arbeiten im Integra-
tionszentrum derzeit noch
weitere 120 Beschäftigte im
Dienst des Landes. Deren
Zahl solle mittelfristig auf
die Zielgröße 90 reduziert
werden. ck

Bundesamt will alle 92
Arbeitsplätze sichern

AUSSIEDLERFAMILIEN

Ehe und
Familie

stehen un-
ter dem be-
sonderen
Schutz der
staatlichen
Ordnung, heißt es in Arti-
kel sechs des Grundgeset-
zes. Seit dem 14. Juni klingt
der Satz Spätaussiedlern

wie Hohn. Weil der Bund
den Zuzug zwangsverhei-
rateter junger Türkinnen
und das Mitbringen hei-
ratswilliger Asiatinnen aus
dem Sexurlaub, die kein
Wort Deutsch sprechen,
verhindern wollte, hat er
ein Gesetz geschaffen, das
jene Deutschstämmigen
trifft, die hier eine neue
Heimat suchen. Zerrissene
Familien beim Neustart in
Deutschland, wo so viel
von Integration geredet
wird.

So warten kleine Kinder,
vor einem halben Jahr aus
Sibirien gekommen, auch
Weihnachten vergeblich
auf den Vater. So baut die
Deutschrussin mit zwei
Kindern allein das neue
Zuhause, weil für den Ehe-
mann in Deutschland der
versprochene Schutz der
Familie nicht gilt. So hat
der junge Deutsche, der
erst hier erfuhr, dass seine
in Kasachstan gebliebene
russischstämmige Frau
schwanger ist, keine Chan-
ce, bei der Geburt dabei zu
sein. 

Wer sagt es denn, dass
die Weihnachtsbotschaft
mit der kleinen Familie, die
der Kaiser in die Fremde
schickte, eine Geschichte
aus vergangener Zeit ist.
Heute schaffen wir uns un-
sere menschlichen Dramen
durch Gesetze, deren Aus-
wirkunden nicht bedacht
sind.

Liebe Parlamentarier:
Denkt bitte darüber einmal
nach, wenn Ihr im Kreise
Eurer Familien Weihnach-
ten feiert.

Familien ohne
Schutz

VON JÜRGEN GÜCKEL

Kurz & knapp
Jahreshauptversammlung
Die Mitglieder der Feuerwehr
Rosdorf treffen sich am Freitag, 21.
Dezember, um 13.45 Uhr wegen
einer Trauerfeier vor der Kirche.

Glühweinfest
Ein Glühweinfest veranstalten die
Junggesellen Niedernjesas am
Sonnabend, 22. Dezember, ab 15
Uhr auf dem „Alten Schulhof“ hin-
ter der Kirche. Für kleine Gäste
werden Überraschungen bereitge-
halten.

Friedland (kl). Die Vorberei-
tung für die Frieda 2008 am
24. und 25. Mai sind angelau-
fen. Die Gemeinde Friedland,
der Kulturring der Gemeinde
und der Arbeitskreis Friedlän-
der Unternehmen bittet alle
Gemeindebürger sowie Schu-
len, Kirchen, Vereine, Kultur-
schaffende, ehrenamtlich Täti-
ge und Gewerbetreibende um
Teilnahme. Anmeldeschluss
ist der 31. Januar 2008. Infos
unter Telefon 0 55 04 / 8 0238.

Frieda 2008

Göttingen (hein). DerKreis-
tag Göttingen hat eine neue
Abfallwirtschaftssatzung be-
schlossen. Die Müllgebühren
für Haushalte bleiben aller-
dings weitgehend unverändert. 

Abfallsatzung
beschlossen

116174401_07122100700001807

Schenken Sie sich
die Parkgebühren ...
…mit dem Göttinger Adventsshuttle

• Jeden Adventssamstag
von 9.40 Uhr bis 18.00 Uhr.

• Alle 10 Minuten!

• Kostenlos ab Schützenplatz 
und zurück mit dem 
Göttinger Stadtbus.

104478901_07122100700001807

Wir haben an den
Advents-Samstagen

von 9.30 bis 16.00 Uhr
für  Sie geöffnet!

Mo.–Fr. 9.00–18.00 Uhr
Am 24. und 31. Dezember
bleibt die Geschäftsstelle geschlossen.
24-Stunden-Service unter 
www.goettinger-tageblatt.de ➾ Online-Service-Center

Jüdenstraße 13c, Göttingen

global denken, lokal lesen

Die besondere Geschenkidee:

das GT-Abo!

Einfach anrufen

Tel. 0551 / 901-800
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